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§ 93 AktG Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der 
Vorstandsmitglieder
(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt 
eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Eine 
Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer 
unternehmerischen Entscheidung vernünftigerweise annehmen durfte, auf 
der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu 
handeln. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, 
namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die den 
Vorstandsmitgliedern durch ihre Tätigkeit im Vorstand bekanntgeworden 
sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. Die Pflicht des Satzes 3 gilt 
nicht gegenüber einer nach § 342b des Handelsgesetzbuchs anerkannten 
Prüfstelle im Rahmen einer von dieser durchgeführten Prüfung.
(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Gesellschaft 
zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner 
verpflichtet. Ist streitig, ob sie die Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters angewandt haben, so trifft sie die 
Beweislast. Schließt die Gesellschaft eine Versicherung zur Absicherung 
eines Vorstandsmitglieds gegen Risiken aus dessen beruflicher Tätigkeit für 
die Gesellschaft ab, ist ein Selbstbehalt von mindestens 10 Prozent des 
Schadens bis mindestens zur Höhe des Eineinhalbfachen der festen 
jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds vorzusehen.

Verletzung führt zu Haftungsrisiken der Unternehmensleitung….

§ 43 GmbHG Haftung der Geschäftsführer
(1) Die Geschäftsführer haben in den Angelegenheiten 
der Gesellschaft die Sorgfalt eines ordentlichen 
Geschäftsmannes anzuwenden.
(2) Geschäftsführer, welche ihre Obliegenheiten 
verletzen, haften der Gesellschaft solidarisch für den 
entstandenen Schaden.
(3) Insbesondere sind sie zum Ersatz verpflichtet, wenn 
den Bestimmungen des § 30 zuwider Zahlungen aus 
dem zur Erhaltung des Stammkapitals erforderlichen 
Vermögen der Gesellschaft gemacht oder den 
Bestimmungen des § 33 zuwider eigene Geschäftsanteile 
der Gesellschaft erworben worden sind. Auf den 
Ersatzanspruch finden die Bestimmungen in § 9b Abs. 1 
entsprechende Anwendung. Soweit der Ersatz zur 
Befriedigung der Gläubiger der Gesellschaft erforderlich 
ist, wird die Verpflichtung der Geschäftsführer dadurch 
nicht aufgehoben, daß dieselben in Befolgung eines 
Beschlusses der Gesellschafter gehandelt haben.
(4) Die Ansprüche auf Grund der vorstehenden 
Bestimmungen verjähren in fünf Jahren.
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